
ie s ist der letzte B ericht des im Jahre 2 0 07
gewählten Vorstands . Zunächst b erichten

wir üb er die Entwicklung in den letzten Monaten
(I .) , danach geb en wir eine Üb ersicht üb er unsere
Wahlperio de (II .) und im dritten Teil blicken wir
zurück auf 5 4 Jahre Zentralstelle KDV (III .) .

I . Bericht über die Arbeit
seit November 2 010

Am 2 4 . März 2 0 1 1 hat der D eutsche Bunde stag die
Au ssetzung der Wehrpflicht ab schließend b era-
ten und mit den Stimmen von CDU/C SU, FDP und
Bündnis 9 0/Die Grünen b ei Enthaltung von SPD
und Linke die Wehrpflicht in »Friedenszeiten« au s-
gesetzt. Die SPD kritisiert die von der Bunde sre-
gierung b eschlo ssene Bunde swehrreform, in de-
ren Rahmen die Wehrpflicht-Aussetzung stattfin-
det, als unausgereift. Die Linke fordert die Ab-
schaffung der Wehrpflicht, eine erhebliche Redu-
zierung der Bundeswehr und die Fe stlegung, dass
Minderj ährige nicht zum Militärdienst herangezo-
gen werden dürfen . Am 1 5 . April 2 0 1 1 hat der Bun-
de srat keine Einwände erhob en, am 2 . Mai 2 0 1 1
wurde das Ge setz im Bundesgesetzblatt veröffent-
licht. Am 1 . Juli 2 0 1 1 werden die Gesetze zur Au s-
setzung von Wehr- und Zivildienst wirksam . D a-
mit wird das faktisch vollzogen, was wir schon im-
mer − insb e sondere gegenüb er der schwarz-gel-
b en Ko alition − gefordert hab en . In der von der
Mitgliederversammlung im Herb st 2 0 09 verab-
schiedeten Erklärung hieß es u . a. : »Mit der b e ab-
sichtigten Dienstzeitverkürzung b ei Wehr- und Zi-
vildienst wird deutlich, dass nun auch d as letzte
Argument für die B eib ehaltung der Wehrpflicht
weggefallen ist. (. . .) Wir erneuern und b ekräftigen
unsere Forderung, dass die Wehrpflicht sofort
au sge setzt o der b e sser no ch abgeschafft werden
sollte . «

Im Rückblick auf die D eb atte um die Verkür-
zung der Wehr- und Zivildienstd auer auf sechs
Monate und ab Juni letzten Jahres d ann um die
Au ssetzung von Wehr- und Zivildienst können wir
für uns in Anspruch nehmen, b ereits wenige Tage
nach B eginn der politischen D eb atte präzise darü-
b er informiert zu hab en, was am Ende dab ei he-
rau skommen wird und welche praktischen Kon-
sequenzen die Entscheidungen für die Wehr- und
Zivildienstpflichtigen hab en werden. Wer sich
b ei der Zentralstelle KDV informiert hat, wu sste

rechtzeitig B e scheid und konnte sich auf die In-
formationen verlassen . Die se Qualität unserer Ar-
b eit mag e s manchen schwer machen, der Auflö-
sung der Zentralstelle KDV zuzu stimmen .

Die Wehrpflicht wird mit dem 3 0 . Juni 2 0 1 1
für Friedenszeiten au sgesetzt. Die bisher gelten-
den Vorschriften treten automatisch wieder in
Kraft, wenn D eutschland angegriffen wird bzw.
der Bundestag den Sp annungs- o der Verteidi-
gungsfall festge stellt hat. Wir gehen davon aus ,
d ass dies in üb erschaub arer Zeit nicht p assieren
wird . Würde die Au ssetzung der Wehrpflicht ab er
b eendet, träten damit auch die B efreiungsrege-
lungen de s § 1 1 Wehrpflichtge setz wieder in
Kraft. Diese Vorschrift wurde 2 0 0 3 in das Wehr-
pflichtge setz eingefügt und b efreit Verheiratete
und Väter vom Wehrdienst, auch im Sp annungs-
und Verteidigungsfall . Schon 2 0 0 3 wurde damit
die allgemeine Wehrpflicht faktisch für 8 5 Pro-
zent der Männer abge schafft und die Lande sver-
teidigung den kinderlo sen Junggesellen üb ertra-
gen . Seit 2 0 0 3 wissen wir, dass die Planer auf der
Hardthöhe und im B endlerblo ck keine Wehr-
pflichtigen mehr einplanen, wenn sie den Kriegs-
fall in D eutschland vor Augen hab en . Die Wehr-
pflicht diente seit 2 0 0 3 vor allem der Nachwuchs-
gewinnung für die Bundeswehr − eine üb erau s
teure Variante . Statt das Geld für die Wehrpflicht
au szugeb en, hätte man j edem üb er die Wehr-
pflicht gewonnen neuen Soldaten auch ein B egrü-
ßungsgeld von 2 5 0 . 0 0 0 Euro zahlen können .

Mit dem Wehrrechtsänderungsge setz 2 0 1 1
gibt e s eine Reihe neuer Vorschriften, die die B e-
ziehungen der jungen Männer und Frauen zur
Bundeswehr regeln :

− Weiterhin werden alle deutschen Männer, ab
dem 1 . Juli 2 0 1 1 ab er zu sätzlich auch alle deut-
schen Frauen, »erfasst« und die Meldedaten wer-
den dem Bundesamt für Wehrverwaltung »zum
Zweck der Üb ersendung von Informationsmate-
rialien« üb ermittelt ( § 5 8 WPflG) . Jede und j eder
kann der Weitergab e der D aten dem Einwohner-
melde amt gegenüb er widersprechen . D ann ist
die D atenüb ermittlung nicht zulässig ( § 1 8 Ab satz
7 Melderechtsrahmenge setz) . Sollte der Wider-
spruch verp asst worden sein, kann j ede und j eder
j ederzeit die sofortige Lö schung der D aten in der
Wehrverwaltung verlangen ( § 5 8 Ab satz 2
WPflG) . Nach einem Jahr müssen die D aten aller
Erfassten automatisch gelö scht werden.

Zentralstelle KDV

Letzter Bericht des Vorstands zur Mit-
gliederversammlung am 14. Mai 2 01 1
Rückblick auf mehr als fünf Jahrzehnte wichtiger Arbeit
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− Wer als Kriegsdienstverweigerin o der Kriegs-
dienstverweigerer nichts mit dem Militär zu tun
hab en will, kann dem Einwohnermelde amt also
einfach die Weitergab e der D aten untersagen −
ohne B egründung, ohne Üb erprüfung, ohne
staatlichen Genehmigungsvorb ehalt.

− In der Disku ssion der letzten Wo chen forderten
manche Vertreterin und mancher Vertreter unse-
rer Mitgliedsorganisationen, d ass e s do ch weiter-
hin möglich sein sollte , den Kriegsdienst sozusa-
gen auf Vorrat zu verweigern und dazu um die
staatliche Üb erprüfung der eigenen Gewissens-
entscheidung bitten zu können . Am Ende sollte
dann das staatliche »Grundrechts-Inanspruchnah-
me-B erechtigungsdiplom« (bisher Anerken-
nungsb escheid genannt) verliehen werden. Wir
unterstützen diese Forderung nicht. D amit würde
der bisherige Umgang mit dem Grundrecht auf
Kriegsdienstverweigerung als Au snahmerecht ze-
mentiert werden . Kann e s eine b e ssere Regelung
geb en als die , den staatlichen Stellen einfach ver-
bieten zu können, dem Militär von der eigenen
Existenz zu b erichten? Wer aus seiner Ge sinnung
und der Ablehnung des Militärs keinen Hehl ma-
chen mö chte , sollte dazu lieb er d as D emonstrati-
onsrecht in all seinen Varianten nutzen als d as
staatlich geordnete Grundrechtsverleihungs-
o der -versagungsverfahren .

Wer freiwillig Wehrdienst leistet, kann im ers-
ten halb en Jahr j ederzeit ihre o der seine Entlas-
sung verlangen ( § 61 Ab satz 2 Wehrpflichtge setz)

− ohne B egründung, ohne Üb erprüfung, ohne
staatlichen Genehmigungsvorb ehalt. Erst ab dem
siebten Dienstmonat − und natürlich für alle , die
nicht üb er den freiwilligen Wehrdienst, sondern
sofort als ZeitsoldatInnen b ei der Bundeswehr
einsteigen − gilt d as bisherige Kriegsdienstver-
weigerungsgesetz mit der KDV-Antragstellung
b eim Kreiswehrersatzamt und dem schriftlichen
Anerkennungsverfahren b eim Bundesamt für Fa-
milie und zivilgesellschaftliche Aufgab en (dem
bisherigen Bunde samt für den Zivildienst) .

Im letzten Jahr hab en 373 Zeit- und B erufssol-
daten einen KDV-Antrag gestellt. In den Jahren zu-
vor sind j eweils weniger als 2 5 0 Anträge regist-
riert worden. Ange sichts von rund 1 9 0 . 0 0 0 Zeit-
und B erufssoldatInnen ist das eine geringe KDV-
Quote . E s ist nicht zu erwarten, dass in einer klei-
neren Bunde swehr mit maximal 1 70 . 0 0 0 Zeit- und
B erufssoldatInnen die KDV-Zahlen deutlich stei-
gen werden, auch wenn manche von uns sich d as
wünschen . Für die se Soldatinnen und Soldaten ist
natürlich ein B eratungsangeb ot aufrecht zu erhal-
ten. In 9 0 Prozent die ser Fälle geht e s vorrangig
um die Vermittlung von sachkundigen Rechtsan-
wältInnen, weil nicht das KDV-Verfahren b e son-
dere Schwierigkeiten b ereitet, sondern die Fol-
gen, die sich au s der nach der KDV-Anerkennung
erfolgenden Entlassung ergeb en, zum B eispiel die
Rückzahlung von Ausbildungsko sten, die Rege-

lung der Üb ergangsgelder, die Zahlung von Ar-
b eitslo sengeld . E s kann de shalb auch im Einzelfall
sinnvoll sein, andere Entlassungsgründe vorran-
gig geltend zu machen. Wir sind sicher, dass eine
qu alifizierte Internetseite und das B eratungsan-
geb ot einzelner Mitgliedsorganisationen ausrei-
chen werden, d amit verweigernde Zeit- und B e-
rufssoldatInnen geeignete Ge sprächsp artnerIn-
nen finden können .

In der D eb atte um die Au ssetzung der Wehr-
pflicht hab en wir uns mit öffentlichen Stellung-
nahmen sehr zurückgehalten . Unsere Argumente
waren b ekannt und wurden auch von denen, die
ihre Richtigkeit in der Vergangenheit vehement
b e stritten hatten, nun selb er vorgetragen. Wir ha-
b en das als ein Ergebnis erfolgreicher Lobbyar-
b eit verbucht.

Vorsicht, S atire : Die Zentralstelle KDV ist ver-
mutlich die einzige Stelle , die die Plagiate des ehe-
maligen Verteidigungsministers und ehemaligen
D oktors mit Schmunzeln und Wohlwollen zur
Kenntnis genommen hat. Wenn die Politik die von
uns j ahrelang vorgetragenen Fakten und Argu-
mente endlich als richtig erkennt und üb ernimmt,
kommt e s auf die Anführungszeichen und auf die
Quellenangab e »Zentralstelle KDV« nicht mehr
an .

Die erfreulichen Entscheidungen von Bundes-
tag und Bundesrat hab en erhebliche Auswirkun-
gen auf unsere Arb eit. Mit dem Ende der Wehr-
pflicht hat die Zentralstelle KDV den größten Teil
ihrer Aufgab en erfüllt. D as Szenario » Sturzflug«
wurde entsprechend den B e schlü ssen der Mit-
gliederversammlung vom 2 7. Novemb er 2 0 1 0 um-
ge setzt: Die Geschäftsstelle in B o ckhorn wird
zum 3 0 . Juni 2 0 1 1 aufgelö st. Alle notwendigen
Kündigungen von b estehenden Verträgen sind er-
folgt, leider auch die Kündigungen der bisherigen
Mitarb eiterinnen . Als letzter arb eitet no ch Peter
Tobiassen für uns , ab er auch de ssen Arb eitsver-
trag wurde zum 3 0 . Juni 2 0 1 1 gekündigt.

Die Mitgliederversammlung mu ss entschei-
den, ob und wie es mit der Zentralstelle KDV als
gemeinsamer Einrichtung von 2 6 Mitgliedsorga-
nisationen weitergehen soll . Die Anträge dazu
sind mit der Einladung üb ersandt worden .

II . Bericht über die Arbeit
in der Wahlperiode 2 007 bis 2 01 1

Als der amtierende Vorstand im Novemb er 2 0 07
gewählt wurde , regierte die große Ko alition aus
CDU/C SU und SPD , die im Ko alitionsvertrag von
2 0 0 5 zunächst wieder ein Fe sthalten an der Wehr-
pflicht und d amit auch am Zivildienst vereinb art
hatte . D enno ch war das Ende der Wehrpflicht un-
üb erhörb ar eingeläutet. Die SPD hatte sich auf ih-
rem Parteitag im Oktob er 2 0 07 gerade zu einer
Au ssetzung der Wehrpflicht durchgerungen : »Wir
wollen die ge sellschaftliche Verankerung der
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Bunde swehr erhalten und die Wehrpflicht unter
B eib ehaltung der Mu sterung und Wehrgerechtig-
keit weiterentwickeln . In Zukunft wollen wir zum
Dienst in den Streitkräften nur no ch diej enigen
einb erufen, die sich zuvor b ereit erklärt hab en,
diesen Dienst leisten zu wollen . « D amit gab es im
Bunde stag eine p arteiprogrammatische Mehrheit
gegen die Wehrpflicht. Somit war klar: Wenn b ei
der kommenden Bunde stagswahl 2 0 09 CDU und
C SU nicht die ab solute Mehrheit b ekämen, wür-
den nur Ko alitionsp artner zur Au swahl stehen,
die die Wehrpflicht in ihrer bisherigen Form ab-
lehnen .

Vor diesem politischen Hintergrund hab en
die TeilnehmerInnen der Mitgliederversamm-
lung im Novemb er 2 0 07 die Aufgab en für die
Zentralstelle KDV in den folgenden drei Jahren
b estimmt. (. . .)

Die ses Aufgab enp aket ließ sich in zwei
Schwerpunkten zu sammenfassen: Die Zentral-
stelle sollte alle von der Wehrpflicht B etroffenen
professionell und kompetent mit Rat und Tat un-
terstützten (. . .) sowie Einflu ss auf die öffentliche
Meinungsbildung und die ge setzgeb erischen Ak-
tivitäten mit dem Ziel »Ab schaffung der Wehr-
pflicht« nehmen (. . .) .

Die Arb eit de s Vorstande s in den Jahren 2 0 0 8 ,
2 0 09 und 2 0 1 0 hat sich auf genau diese Schwer-
punkte konzentriert und ist in sieb en Mitglieder-
versammlungen vorge stellt, diskutiert und unter-
stützt worden . Die j eweiligen Vorstandb erichte

1 )

legen üb er die vielfältigen B emühungen zur Um-
setzung ein b eredte s Zeugnis ab .

Auf ein paar Entwicklungen wollen wir den-
no ch gesondert hinweisen . Zu B eginn der Amts-
perio de de s Vorstands b emühte sich das inzwi-
schen CDU-geführte Verteidigungsministerium
mit dem Entwurf für ein »Wehrrechtsänderungs-
gesetz 2 0 07« darum , ge setzliche Änderungen wie-
der zurückzuschraub en, die die rot-grüne Ko aliti-
on zuvor eingeführt hatte . Die Zentralstelle KDV
konnte zunächst die Bundesländer, dann ab er
auch die Fraktionen von CDU/C SU und SPD dazu
b ewegen, den Gesetzentwurf erheblich abzu än-
dern, so dass geplante B enachteiligungen von
Dienstpflichtigen weitgehend verhindert werden
konnten .

In einer anderen Frage hat die Zentralstelle
KDV hingegen eng mit dem Verteidigungsminis-
terium zu sammenge arb eitet. E s wurden erhebli-
che gemeinsame Anstrengungen unternommen,
die Truppe dazu zu bringen, sich im Umgang mit
KDV-Antragstellern an Recht und Gesetz und die
Weisungen de s Verteidigungsministeriums zu
halten . Diese s Vorhab en ist ge scheitert. Selb st das
Verteidigungsministerium war nicht in der Lage ,
nachgeordnete Dienststellen und militärische
Vorge setzte zu gesetze skonformem Verhalten zu

b ewegen. D e shalb gab e s bis zum Ende der Wehr-
pflicht durch rechtswidrige B efehle o der durch
Nichthandeln der zu ständigen Wehrverwaltungs-
stellen Verzögerungen im KDV-Anerkennungs-
verfahren .

E s ist uns gelungen, die Einführung einer so ge-
nannten »freiwilligen Verlängerung« des Zivil-
dienstes erheblich zu verzögern . Erst im Sommer
2 0 1 0 wurde die se vom Familienministerium üb er
einige Jahre sehr massiv vertretene Option Ge-
setz, ab er eb en erst zu einem Zeitpunkt, als der
Wegfall de s Zivildienste s b ereits ab sehb ar war.
Zur Umsetzung der »freiwilligen Verlängerung«
ist e s so nur no ch in wenigen Einzelfällen gekom-
men.

Im Vorfeld der Bunde stagswahl 2 0 09 hab en
wir zwei Veranstaltungen durchgeführt, um die
Notwendigkeit der Ab schaffung der Wehrpflicht
in die Äffentlichkeit zu tragen :
− Im Zu sammenhang mit dem 60 . Jahre stag des
Grundgesetze s hab en wir im Mai 2 0 09 in Maintal
b ei Frankfurt unsere »Maintaler Erklärung«

2 )

de-
b attiert und verab schiedet. Die Zwischenüb er-
schriften spiegeln das Anliegen der Versammlung
wider: »Sechzig Jahre nach Inkrafttreten des
Grundgesetze s halten wir es für notwendig, sich
auf die friedensstaatlichen Elemente der Verfas-
sung von 1 9 49 zu b e sinnen; die Wehrpflicht abzu-
schaffen; die B eratung von Kriegsdienstverwei-
gerern wieder deutlich an der grundsätzlichen
Frage von Krieg und Frieden zu orientieren;
Kriegsdienstverweigerer au s Kriegsgebieten auf-
zunehmen; Prinzipien und Metho den ziviler Kon-
fliktb e arb eitung stärker in den Blick zu nehmen . «
− Zusammen mit dem D eutschen Bunde sjugend-
ring hab en wir am 1 3 . Mai 2 0 09 die sicherheitspo-
litischen Sprecher der im Bundestag vertretenen
Parteien b efragt

3 )

und die Ergebnisse in Form von
kleinen Video-Clip s auf einer Internetplattform
öffentlich gemacht. B ereits im Novemb er des Vor-
j ahre s hatten wir unsere Spendenbitte mit einem
Wahlzettel und den Wahlprogrammau ssagen der
Parteien zur Wehrpflicht verknüpft. Die C SU wur-
de mit dem S atz zitiert: »Wir streb en die Au sdeh-
nung der allgemeinen Wehrpflicht zu einer si-
cherheitspolitischen Dienstpflicht für Männer
an . « Rückblickend kann man da nur schmunzeln .

− Unmittelb ar nach der Wahl hab en wir mit einer
E-Mail-Aktion der FDP den Rücken ge stärkt, in den
Ko alitionsverhandlungen in der Wehrpflichtfra-
ge ihre Po sition durchzu setzen, und von den Ver-
tretern von CDU und C SU verlangt, auf die Wehr-
pflicht zu verzichten . Die Union merkte , dass es
ein »weiter so« ange sichts der grob en Wehrunge-
rechtigkeit nicht geb en konnte und hat sich auf
die sechs Monate Wehrdienstdauer eingelassen .
D amit war der erste Schritt zum schnellen Ende
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1 ) Siehe unter www. zentralstelle-kdv. de/z . php ? ID = 2 8 1

2 ) http ://www. zentralstelle-kdv. de/z . php ? ID = 3 0 8

3 ) http ://www. zentralstelle-kdv. de/z . php ? ID = 3 2 2
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der Wehrpflicht getan . D er rasante Wandel
scheinb ar festgefügter Ansichten und Werte b ei
der Union ist atemb eraub end :
− Von der Wehrpflicht als dem angeblich »legiti-
men Kind der D emokratie« zu ihrer Au ssetzung;
− von der Kritik am Nein von Rot-Grün zum Bun-
deswehreinsatz gegen den Irak 2 0 0 3 zur Enthal-
tung b eim UN-Mandat für den Luftkrieg in Libyen;
− von der Verlängerung der Laufzeiten der AKWs
in D eutschland zum Atomau sstieg und zur Ener-
giewende in diesem Jahr. No ch fehlen einleuch-
tende Erklärungsmu ster für diese politischen
Wendungen und ge sellschaftlichen Entwicklun-
gen. E s gibt offene Grundsatzfragen :
− Sind diese Veränderungen tatsächliche Schritte
auf dem Weg zu einer wirklichen Zivilge sellschaft
o der sollen sie re al machtvolle Intere ssenlagen
verschleiern?
− Stärken sie die D emokratie , weil die Politiker auf
die sich in der Gesellschaft artikulierenden Mei-
nungen im Sinne de s Stuttgart-2 1 -Effekts zu rea-
gieren scheinen − o der verstärken sie die Poli-
tik(er)verdro ssenheit, weil Glaubwürdigkeit und
Verlässlichkeit im Sinne de s Guttenb erg-Mär-
chens geschwächt werden?
− Sind nationale Entscheidungen in Grundsatzfra-
gen (Krieg, Energie , Menschenrechte) angesichts
der gegenseitigen Abhängigkeiten in der EU und
ange sichts der glob alen wirtschaftlichen Vernet-
zung tragfähig?

Die Zentralstelle KDV verab schiedet sich mit
einer Veranstaltung, die fragt: » Geht e s auch ohne
Militär?« Auch diese Frage b edarf dringend einer
Antwort und einer Handlungsperspektive für Po-
litik und Ge sellschaft.

III . Bericht über die Arbeit seit 19 57

Mehr als 5 4 Jahre »Zentralstelle für Recht und
Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewis-
sensgründen e .V. «

− b edeuten 5 4 Jahre Einflu ss nehmen auf die Wah-
rung des Menschenrechts auf Glaub ens- und Ge-
wissensfreiheit im Allgemeinen und dem Recht
auf Kriegsdienstverweigerung im B esonderen

4)

,
− sind der Zeitraum, in dem einerseits der Einzel-
ne b eraten und ge stärkt und andererseits auf
Strukturen eingewirkt worden ist,

− b edeuten, eine gemeinsame Einrichtung von 2 6
Mitglied sorganisationen

5 )

zu sein, die sich b ei al-
ler Unterschiedlichkeit »für die uneinge schränkte
Achtung der Glaub ens- und Gewissensfreiheit im
Sinne de s Artikel 4 des Grundgesetze s«

6)

einset-
zen,

− wurden au sschließlich durch Spenden und die
B eiträge von Fördermitgliedern und Mitgliedsor-
ganisationen finanziert,
− wurden getragen von zahlreichen Mitarb eite-
rInnen, PraktikantInnen und ehrenamtlich Enga-
gierten, repräsentiert von drei Präsidenten und
zwei Präsidentinnen, drei Vorsitzenden und einer
Vorsitzenden

7)

,
− wurden b egleitet von unzähligen Veranstaltun-
gen, Vorträgen, Interviews und Veröffentlichun-
gen.

8)

D ass die Zentralstelle KDV Einfluss und B e-
deutung für die Wahrung de s Rechts auf Kriegs-
dienstverweigerung hatte , d arf seit der Dissertati-
on von Norman Ciezki : Für das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung, Münster 1 9 9 9 , als nachge-
wie sen gelten .

D as Ende der Wehrpflicht und damit das Ende
der Zentralstelle KDV laden ein zum Erinnern . E s
geht um sechs Jahrzehnte bundesrepublikani-
scher Geschichte im Spiegel der Wehrpflicht.

9)

Die unsystematische Zuordnung von j eweils
drei einschlägigen Ereignissen zu j edem Jahr-
zehnt ergibt schon ein vielsagende s Bild :
1950er Jahre: 1 9 5 5 Gründung der Bundeswehr,
Einführung der Wehrpflicht, Gründung der Zent-
ralstelle KDV am 2 . März 1 9 5 7
1960er Jahre: 1 9 61 Ersatzdienstb eginn, Anstieg
der KDV-Zahlen, 68er-B ewegung
19 70er Jahre: Soziallib erale Ko alition, (Reform-
) Ge setzgebung und KDV-Grundsatzurteil des
Bunde sverfassungsgerichts
1980er Jahre: Friedensb ewegung, Einführung
des schriftlichen KDV-Anerkennungsverfahrens ,
Ende des O st-West-Konflikts , deutsche Vereini-
gung
1990er Jahre: keine neue Verfassung nach dem
B eitritt der DDR zur B RD , keine Üb ernahme der
DDR-Zivildienstordnung, völkerrechtswidriger
Krieg gegen Jugo slawien mit deutscher B eteili-
gung
2000er Jahre: eklatant hohe Wehrungerechtig-
keit, fehlende sicherheitspolitische B egründung,
Parteienmehrheit gegen Wehrpflicht

D er B ericht de s Vorstandes ist nicht der Ort,
die se Ge schichte auch nur grob nachzuzeichnen.

4) D ass die Zentralstelle KDV Einfluss und B edeutung für die Wah-
rung des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung hatte , darf seit
der Dissertation von Norman Ciezki : Für das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung, Münster 1 9 9 9 , als nachgewiesen gelten .

5 ) Anfangs waren es 1 1 Organisationen , die Höchstzahl war, 3 0 ,
und j etzt sind diese 2 6 Mitgliedsverb ände : www. zentralstelle-
kdv. de/z . php ? ID = 5 5

6) Satzung der Zentralstelle KDV vom 07. 1 0 . 1 972 , geändert auf der

MV am 2 1 . 0 3 . 1 9 9 2

7) Präsidenten : 1 9 5 9 Friedrich Siegmund-Schultze ; 1 97 1 Heinz
Kloppenburg (gest. 1 9 8 6) ; 1 9 9 3 Helmut Simon; 2 0 0 0 Renate
Schmidt ; 2 0 0 3 Margot Käßmann?

Vorsitzende : 1 9 5 7 Friedrich Siegmund-Schultze ; 1 9 5 9 Heinz
Kloppenburg; 1 97 1 Ulrich Finckh , 2 0 0 3 B arb ara Kramer; 2 0 07
Werner Glenewinkel

8) B esondere Erwähnung verdienen der Kongress » Gegen die In-
quisition der Gewissen« 1 974 , der Kongress »Menschenrecht Ge-
wissensfreiheit« in Köln 1 9 8 1 , der Jubiläumsfeier » 5 0 Jahre Zent-
ralstelle KDV« in B erlin, die Fachtagung »60 Jahre Grundgesetz −
60 Jahre KDV-Recht − 5 3 Jahre Allgemeine Wehrpflicht − und
(k) ein bisschen Frieden? ! « 2 0 09 in Maintal; das » Schwarzbuch
Wehrpflicht« im Jahr 2 0 07.

9) D emnächst wird es dazu eine DVD mit Interviews von Zeitzeu-
gen geb en . »Von der Wiedereinführung der Wehrpflicht bis zu
ihrer Aussetzung − Ein Rückblick auf 5 Jahrzehnte aus gegeb e-
nem Anlass . «
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Er will ab er d as Ende der Wehrpflicht und die Auf-
lö sung der Ge schäftsstelle der Zentralstelle KDV
zum Anlass nehmen, unter vier Gesichtspunkten
von heute auf die 5 4 Jahre Erfahrung zu blicken :

1. Historisch: Was mach te die Gründung der Zent-
ralstelle KDV no twendig?

Kein Zivildienst ohne Kriegsdienstverweige-
rung − dieser Zu sammenhang ist im Laufe der 5 0
Jahre immer weiter in den Hintergrund gerückt.
D arum lohnt sich durchau s ein Blick auf die An-
fänge

1 0)

. Die liegen imJahr 1 9 49 . Am 2 3 . Mai wurde
das Grundge setz der Bunde srepublik D eutsch-
land verkündet. E s enthält, einmalig in einer Ver-
fassung, den Artikel 4 Ab satz 3 mit dem Wortlaut:
»Niemand d arf gegen sein Gewissen zum Kriegs-
dienst mit der Waffe gezwungen werden. «

Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es keine
deutsche Armee mehr, auch keine Wehrpflicht.
Viele dachten : »Nie wieder Krieg« . Dies b elegt
auch das Wort der Syno de der Evangelischen Kir-
che in D eutschland im Jahre 1 9 5 0 in Weißensee :
» . . . Wir b e schwören die Regierungen . . . sich durch
keine Macht der Welt in den Wahn treib en zu las-
sen, als ob ein Krieg eine Lö sung und Wende unse-
rer Not bringen könnte . Wir b egrüßen e s dankb ar
und voller Hoffnung, dass Regierungen durch ih-
re Verfassung denj enigen schützen, der um seines
Gewissens willen den Kriegsdienst verweigert.
Wir bitten alle Regierungen die ser Welt, die sen
Schutz zu gewähren . Wer um de s Gewissens wil-
len den Kriegsdienst verweigert, soll der Fürspra-
che und der Fürbitte der Kirche gewiss sein . . . «

Hier ist von »Kriegsdienst verweigern« die Re-
de , eine unerhörte Neuerung in einem Land mit
langer militärischer und militaristischer Traditi-
on, in einem Land , in dem späte stens seit der Mitte
de s Ersten Weltkriege s diej enigen, die den Kriegs-
wahnsinn nicht mehr mitmachten, als »Drücke-
b erger« b ezeichnet wurden, die man verfolgte
und aburteilte .

D er Militärhistoriker Wolfram Wette schrieb
darüb er in der »Zeit« vom 2 3 . Mai 1 9 9 1 : »In der
Sprache der machtpolitisch tonangeb enden deut-
schen Eliten zielte d as Wort »Drückeb erger« seit
dem Ersten Weltkrieg auf eine Diskriminierung
von Menschen ab , die sich der Teilnahme an
Kriegshandlungen zu entziehen versuchten . Mit
diesem Wort sollten sich Assoziationen von Feig-
heit, fehlendem »Mannesmut« und mangelndem
Patriotismu s verbinden . Als »normal« galt in die-
ser Tradition, wer sich als gehorsamer Untertan
b edenkenlo s in die Kriegsmaschinerie einordne-
te . D er Drückeb erger dagegen war der schädliche
Verweigerer, der verfolgt und b e straft werden
mu sste und dem man, ähnlich wie den Juden, die
Sündenb o ckrolle aufbürden konnte . «

Um das neue Grundrecht gab e s von B eginn an
Au seinandersetzungen . Zunächst hatte es j edo ch
keine Au swirkungen, gab e s do ch keine deutsche
Armee mehr. D as sollte sich ab er b ald ändern :
Eb enfalls im Jahr 1 9 5 0 b egann zunächst eher im
Verb orgenen, dann ab er zunehmend auch öffent-
lich die Disku ssion um die »Wiederb ewaffnung«
der Bunde srepublik. Die auch von Kirchenvertre-
tern vorgetragene und unterstützte Forderung
nach einer Volksab stimmung in die ser existenzi-
ellen Frage wurde durch B e schluss des Kabinetts
Adenauer am 2 4 . April 1 9 5 1 verb oten, d a diese ei-
nen »Angriff auf die verfassungsmäßige Ordnung«
d arstelle . Trotz weiterer Repre ssionen konnte die
öffentliche D eb atte nicht gänzlich unterdrückt
werden .

Am 2 1 . Novemb er 1 9 5 1 wird die üb erp arteili-
che »Notgemeinschaft für den Frieden Europ as«
gegründet, die für alle diej enigen als D ach gelten
sollte , die die Aufrüstung ablehnten, ab er an kom-
munistisch ge steuerten Aktionen nicht teilneh-
men wollten .

Die Au seinandersetzung spitzte sich zu , als
SPD und FDP im Frühj ahr 1 9 5 2 die Unvereinb ar-
keit der gleichzeitigen Mitgliedschaft in ihren Par-
teien und der »Notgemeinschaft« verkündeten .
Die se wird in die Ge samtdeutsche Volksp artei
(GVP) umgewandelt (einer ihrer führenden Köp-
fe war Gustav Heinemann, der sp ätere Bunde sprä-
sident; Johanne s Rau , Erhard Eppler, Jürgen
Schmude gehörten eb enfalls dazu) .

Die hier sich artikulierende Oppo sition gegen
die Wiederb ewaffnung hatte in der aufgeheizten
politischen Stimmung der Zeit und unter den
drängenden Forderungen der we stlichen Alliier-
ten letztlich keine Chance . D as zeigt schon die Ver-
änderung des Artikel 73 Grundgesetz 1 9 5 4 : dem
Bund wird j etzt die au sschließliche Gesetzge-
bungskompetenz für die Wehrpflicht für Männer
vom vollendeten achtzehnten Leb ensj ahr an und
de s Schutzes der Zivilb evölkerung üb ertragen .

Am 5 . Mai 1 9 5 5 wurde die Bundeswehr ge-
gründet. Am 1 2 . Novemb er 1 9 5 5 wurden 1 0 1 Frei-
willige vereidigt. 1 9 5 6 ist es dann soweit : Mit dem
7. Gesetz zur Ergänzung de s Grundge setze s vom
1 9 . März 1 9 5 6 wird die Wiederb ewaffnung der
Bundesrepublik verfassungsrechtlich verankert.
In Artikel 87 hieß e s : »Die zahlenmäßige Stärke der
vom Bund zur Verteidigung aufgestellten Streit-
kräfte und die Grundzüge ihrer Organisation
mü ssen sich au s dem Hau shaltsplan ergeb en. «
Die se harmlo s klingende Formulierung im VIII .
Ab schnitt de s Grundge setzes »Die Au sführung
der Bunde sge setze und die Bundesverwaltung«
hat durch die zahlreichen Verfassungsänderun-
gen im Rahmen der Notstandsge setze vom 2 4 . Ju-
ni 1 9 68 ihre bis heute gültige Fassung erhalten .
D ab ei ist Artikel 87 a Ab satz 1 nur sprachlich ver-
ändert worden . Hinzugekommen ist Ab satz 2 ,
nach dem »außer zur Verteidigung« die Streitkräf-
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1 0) Dieser Blick zurück üb ernimmt wesentliche Gedanken und Au s-
führungen aus der Festrede von Michael Germer anlässlich des
»Fest- und Schlussaktes − 5 0 Jahre Zivildienst« der Diakonie am
1 3 . 04 . 2 0 1 1 in B ethel/Bielefeld .
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te »nur einge setzt werden« dürfen, » soweit die ses
Grundge setz es au sdrücklich zulässt. « Jedenfalls
war mit Artikel 87 a d as Grundrecht der Kriegs-
dienstverweigerung in Artikel 4 Ab satz 3 au s dem
Zu stand der antimilitaristischen D eklaration in
den alltäglichen Ernstfall versetzt worden . Artikel
1 2 Ab satz 2 Grundge setz lautet j etzt: »Wer aus Ge-

wissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe
verweigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflich-
tet werden . « E s muss auch eine Möglichkeit des Er-
satzdienste s vorgesehen werden, »die in keinem
Zu sammenhang mit den Verb änden der Streit-
kräfte steht. «

Jetzt mu sste das Nähere in einem Bundesge-
setz geregelt werden. Im Wehrpflichtgesetz vom
2 1 . Juli 1 9 5 6 heißt e s im § 2 5 : »Wer sich au s Gewis-
sensgründen der B eteiligung an j eder Waffenan-
wendung zwischen den Staaten widersetzt und
deshalb den Kriegsdienst mit der Waffe verwei-
gert, hat statt des Wehrdienste s einen zivilen Er-
satzdienst außerhalb der Bunde swehr zu leisten« ;
und an anderer Stelle : »Durch den zivilen Ersatz-
dienst werden Aufgab en de s Allgemeinwohls
üb ernommen« .

2. Organ isa torisch: War die Ko nstruktio n der
Zen tralstelle KDVdie rich tige A ntwort a ufdie da-
malige Situa tio n ?

Die Zentralstelle KDV ist aus dem »Au sschu ss
für Fragen der Wehrdienstverweigerung« hervor-
gegangen . Mit der Gründung der Bundeswehr
war offensichtlich, dass das eher deklaratorische
Recht auf Kriegsdienstverweigerung im Grund-
ge setz von 1 9 49 in Gefahr zu geraten drohte . D enn
die anscheinend so klare Formulierung »Niemand
darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit
der Waffe gezwungen werden« wurde von Juris-
ten und Gerichten für au slegungsfähig und au sle-
gungsb edürftig gehalten : Was ist eine Gewissens-
entscheidung? Leisten S anitäter o der Rü stungsar-
b eiter Kriegsdienst? D arf e s ein verfahrensabhän-
giges Grundrecht geb en? Ist eine lästige Alternati-
ve zulässig? D arf ich den Kriegsdienst auch nur in
b e stimmten Situ ationen verweigern?

Insofern war e s sinnvoll und notwendig, d ass
sich Organisationen und Kreise zusammenfan-
den, die die »aufrechte , vorb ehaltlo se B ereit-
schaft, den Kriegsdienstverweigerern in ihrer Ge-
wissennot mit allen zu Geb ote stehenden ge setzli-
chen Mitteln b eizu stehen« , mitbrachten.

1 1 )

E s soll-
te eine Zentralstelle im Sinne einer D achorganisa-
tion werden, und vor allem sollte sie neutral sein
und auf Prop agierung der Kriegsdienstverweige-
rung verzichten. Die Gründerväter suchten in der
heiklen Situ ation des Kalten Kriege s ein gutes Ver-
hältnis zu den staatlichen Stellen . Sie verb oten
sich die Werbung für Kriegsdienstverweigerung

und b eschränkten sich auf die rechtliche und poli-
tische Unterstützung der Verweigerer. Die damali-
ge Einschätzung war, dass sich nur so eine vertrau-
ensvolle Zu sammenarb eit mit den staatlichen
Stellen herstellen ließ, um den Kriegsdienstver-
weigerern wirklich helfen zu können .

1 2 )

§ 2 Ab s . 2 der S atzung formuliert bis heute :
»Die Prop aganda für Kriegsdienstverweigerung
aus Gewissensgründen gehört nicht zu den Aufga-
b en der Zentralstelle und kann auch nicht durch
S atzungsänderung in ihren B ereich einb ezogen
werden. « Die Arb eit fing klein und ehrenamtlich
an . Die ersten Hau shalte umfassten trotz eines
EKD-Zu schu sse s nur 1 2 . 0 0 0 Mark im Jahr.

Im Nachhinein b etrachtet war die s vermutlich
die richtige Antwort auf die damalige Situ ation.
Diese Konstruktion der Zentralstelle KDV war für
die Zeitumstände und politischen Rahmenb edin-
gungen 1 9 5 7 nicht nur angeme ssen, sondern an-
ge sichts der mächtigen Wiederb ewaffnungs-B e-
fürworter auch notwendig . Die Gesprächsmög-
lichkeiten zugunsten der Kriegsdienstverweige-
rer wären ohne die formal fe stgelegte Neutralität
wohl auf ein Minimum geschrumpft. Allerdings
gab es durchau s heftige Disku ssionen unter den
Gründungsmitgliedern üb er die se Au srichtung
und vor allem dazu , ob die Pflicht zur Ersatzleis-
tung für Kriegsdienstverweigerer akzeptab el ist.

D as Geb ot, nicht für Kriegsdienstverweige-
rung werb en zu dürfen, war seitdem oft nur müh-
sam einzuhalten. Gleichwohl war e s auch für eine
Lobby-Organisation nützlich . Nach unseren Er-
fahrungen hat es vor allem in den ersten Jahren
die B ereitschaft der politischen Gesprächsp art-
ner, die Zentralstelle KDV in eine b e stimmte Vor-
urteilsecke zu stellen, mindestens gebremst. Und
die Zentralstelle KDV hat j a auch mit dieser S at-
zungs-Konstruktion gute Arb eit leisten und viele
Erfolge erzielen können .

Heute dürfte die se Konstruktion als Organisa-
tionsform mit den inhaltlichen B eschränkungen
nicht mehr notwendig sein . Auch wenn sich man-
che in unserem Kreis schwer tun, die Zentralstelle
KDV aufzulö sen − die zivil-gesellschaftliche Ent-
wicklung hat andere technische Möglichkeiten
und Organisationsformen gefunden. Sollte ir-
gendwann einmal eine neue wirksame Organisa-
tion nötig sein, um die Intere ssen der Kriegs-
dienstverweigerer zu schützen und durchzu set-
zen, werden die d ann b eteiligten Menschen und
Verb ände auch schnell eine p assende Organisati-
onsform finden .

3. Thema tisch: Warum werden Kriegsdienstver-
weigerer bis heute diskrim in iert, während es der
Zivi vom Drückeberger zum »L iebling der Na ti-
on« geschafft ha t?

1 1 ) Norman Ciezki : Für das Recht auf Kriegsdienstverweigerung,
Münster 1 9 9 9 , S . 7 1 , Fußnote 1 62 1 2 ) Norman Ciezki, aaO . , S . 73 , Fußnote 1 70
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Kriegsdienstverweigerer sind gegen den
Krieg. Sie sind de shalb gefährlich für die Krieg-
führenden, weil sie den Soldaten, die den Krieg
mitmachen, zeigen, dass es eine Alternative gibt.
D eshalb »mü ssen« Kriegsdienstverweigerer au s
staatlicher Perspektive diskriminiert werden .

1 3 )

Im Ersten Weltkrieg wurden Kriegsdienstverwei-
gerer für verrückt erklärt und in psychiatrische
B ehandlung gesteckt mit dem Ziel, sie möglichst
rasch wieder für die Front fit zu machen . In der
Weimarer Republik gab e s zwar keine Wehr-
pflicht, ab er schon vor 1 9 3 3 wurden Pazifisten
diskriminiert. D anach war die Regierung der na-
tionalen Front unter Hitler für Kriegsdienstver-
weigerer eine Katastrophe . B ekannte Pazifisten
kamen in Konzentrationslager, falls sie nicht, weil
sie die rechtsradikale Regierung richtig einschätz-
ten, gleich emigrierten. Vielen wurde daraufhin
die deutsche Staatsangehörigkeit entzogen . Wie
sehr gerade der Pazifismus als Feind ge sehen wur-
de , sieht man d aran, dass am 1 0 . Mai 1 9 3 3 in B erlin
und 2 1 anderen deutschen Städten die Bücher des
Pazifisten Heinrich Mann öffentlich verbrannt
wurden, nicht ab er die seine s nicht-p azifistischen
Bruders Thomas , obwohl der sogar mit einer nach
Nazi-B egriffen jüdischen Frau verheiratet war. Als
Hitler die Wehrpflicht 1 9 3 5 wieder einführte ,
wurde sofort vorge sehen, Kriegsdienstverweige-
rer hart zu b estrafen . Im Frieden kamen sie in Kon-
zentrationslager, im Krieg wurden sie zum To de
verurteilt und Zehntau sende von ihnen hin-
gerichtet. Zwar kann man zynisch sagen, dass sie
damit immerhin ernst genommen und nicht mehr
für verrückt erklärt wurden . Ab er die harte Re-
pre ssion schreckte viele ab . Diese schreckliche
Vorge schichte war Anlass und Grund , das Grund-
gesetz nicht nur rechts-, sozial- und bundesstaat-
lich, sondern b etont auch friedensstaatlich au szu-
richten und Artikel 4 Ab satz 3 ins Grundgesetz zu
schreib en.

Die Bunde swehr wurde am 1 2 . Novemb er
1 9 5 5 gegründet. Dieser Tag war gewählt worden,
um an den Geburtstag des preußischen Heere sre-
formers und Generals von Scharnhorst zu erin-
nern . D as ist verräterisch, denn die preußischen
Reformer hatten zwar auch demokratische Ideen,
do ch die Reformen dienten nur der B efreiung von
der franzö sischen Herrschaft. Die reformierte Ar-
mee b ewährte sich im B efreiungskampf ab er
nicht als Weg zur D emokratie . 1 84 8/49 unter-
drückte sie im so genannten b adischen Feldzug
die demokratischen Entwicklungen, die in Süd-
westdeutschland so hoffnungsvoll b egonnen hat-
ten . Von Scharnhorst hatte der Armee die Wehr-
pflicht und das Leistungsprinzip gebracht, das die
alten Adelsvorrechte ablö ste , ab er die demokrati-

schen Versprechungen wurden nicht eingelö st.
Und auch das Versprechen von Artikel 4 Ab-

satz 3 Grundge setz schützte die Kriegsdienstver-
weigerer nicht vor vielfältigen und b e ständigen
Diskriminierungen: Zuerst durch die Inquisiti-
onsverfahren, dann durch längere Dienstdauer,
schließlich durch höhere Einb erufungsquoten .
Ab er auch durch politische Diffamierung (als 5 .
Kolonne des O stens mit der Aufforderung : » Geht
do ch nach drüb en ! «) nach den kontinuierlich an-
steigenden Verweigerungszahlen nach 1 9 68 und
persönliche Diffamierung (selb st der Wehrb e auf-
tragte sprach in einem Jahre sb ericht von »gewis-
sen Gründen statt Gewissensgründen«) . Und da-
von können insb e sondere die totalen Kriegs-
dienstverweigerer ein Lied singen . Wer j eden
Kriegsdienst und j ede Vorb ereitung darauf für ein
Verbrechen hält, kann dafür keinen Ersatz leisten
und auch nicht durch den Zivildienst mithelfen,
die Wehrpflicht aufrecht zu erhalten . Um die sem
Problem au szuweichen, wurden schließlich in
den letzten Jahren diej enigen, die als totale Ver-
weigerer b ekannt sind , möglichst nicht einb eru-
fen . Kommt es ab er do ch zu Einb erufungen und
d ann radikaler Verweigerung, drohen harte Stra-
fen wegen »Fahnen«-/Dienstflucht und »B efehls-
verweigerung« . Auch d as Bundesverfassungsge-
richt stellte sie nicht unter den Schutz der Gewis-
sensfreiheit nach Artikel 4 Ab satz 1 GG . Schon in
den 1 9 5 0er und 1 9 60er Jahren blieb die selten ge-
stellte Frage , was man für diej enigen tun wolle , die
Kriegsdienst für ein Verbrechen halten, für das
man auch keinen Ersatz leisten könne , ohne blei-
b ende s E cho .

Die aktuell veröffentlichte Meinung zum Ende
de s Zivildienstes ist b eherrscht von B edauern um
d as Ende eines Dienstes , der allen nur gut getan
hab e − den jungen Männern, den Einrichtungen,
den b etroffenen pflegeb edürftigen Menschen
und der Gesellschaft. Die notwendige und unab-
dingb are Verknüpfung zwischen Kriegsdienst-
verweigerung und dem Dienst, der Ersatz für den
Militärdienst ist, wird au sgeblendet. D ass j eder
»Zivi« ein Kriegsdienstverweigerer ist, fällt kollek-
tivem Verge ssen anheim . So konnte e s dem Zi-
vildienstleistenden (o der wohl eher der veröf-
fentlichten Meinung) im Laufe der Zeit gelingen,
d as Etikett Drückeb erger − d as ursprünglich zur
Diskriminierung von Sold aten und Juden b enutzt
wurde − abzustreifen (o der wohl eher zu verge s-
sen) . Weil etymologisch Drückeb erger ursprüng-
lich nichts anderes als » Schlaub erger« , »Schlau-
kopf« , » Schlaumeier« b edeutet, wäre der erneute
Gebrauch die se s Wortes durchau s empfehlens-
wert.

4. Perspektivisch: Blick in die Zukunft: Geh t es
a uch oh ne Militär?

Auch nach dem 3 0 . Juni 2 0 1 1 muss der Prozess
und d as B ewusstsein weiter entwickelt werden,
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1 3 ) Die folgenden Ausführungen stammen im Wesentlichen aus
dem Referat von Ulrich Finckh für die Abrüstungsinitiative : Die
Situation der Kriegsdienstverweigerer nach 5 0 Jahren Bundes-
wehr, Villa Ichon B remen, am 2 4 . 1 1 . 2 0 0 5 .

71



dass Konflikte nicht mehr kriegerisch, sondern
mit gewaltfreien Mitteln au sgetragen werden und
notfalls Gerichte Streitigkeiten schlichten . D afür
stehen nicht nur die 2 6 Mitgliedsverb ände der
Zentralstelle KDV, sondern eine Fülle von kleinen,
mittleren und großen Initiativen, die sich unter
dem thematischen D ach »Nachhaltige Entwick-
lung« zu sammenfassen lassen . Nachhaltig ist eine
Entwicklung dann, wenn wirtschaftliche Interes-
sen, ökologische Re ssourcen und soziale B edürf-
nisse so miteinander in Einklang gebracht wer-
den, dass die handelnden und die nachfolgenden
Generationen auf die ser Erde leb en können .

Vor dieser glob alen Perspektive gewinnt die
Frage nach militärischer Gewaltanwendung eine
b e sondere B edeutung. E s ist no ch längst nicht al-
les gut in einem D eutschland ohne Wehrpflicht.
D amit die Au seinandersetzung mit der Frage von
Krieg und Frieden nicht au s den Köpfen ver-
schwindet, kann j ede und j eder dem Einwohner-
meldeamt mitteilen, dass die persönlichen D aten
nicht an die Wehrverwaltung weitergegeb en wer-
den dürfen . Jede/r kann verlangen, dass die D aten
in der Wehrverwaltung gelö scht werden . Kriegs-
dienstverweigerer können j ede Kontaktaufnah-
me des Militärs mit ihnen einfach » ab schalten« .
Kriegsdienstverweigerung b e schleunigt den Pro-
ze ss der D e-Legitimierung von Krieg und damit
auch de s Militärischen . Ein kräftige s Stück »Abna-
b elung« von j eder kriegerischen Machtpolitik tut
not. D e shalb mu ss um die selb stverständliche und
sanktionslo se Wahrnehmung de s Rechts auf
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgrün-
den weiterhin und international ge stritten wer-
den . E s geht um das Verhältnis von Krieg und Frie-
den . Die Kraft zur Verweigerung de s Kriegsdiens-
te s braucht auf der Kehrseite die B ereitschaft,
Friedensfähigkeit zu entwickeln, zu stärken und
zu leb en. D a ist Phantasie für den Frieden ge-
fragt.

14)

Wenn Konflikte total eskaliert sind und Men-
schenleb en ge schützt werden müssen, wird der
Ruf nach militärischer » Gegen«gewalt schnell und
laut erhob en . »Humanitäre Interventionen« zum
Schutz von Menschen werden d ann als »ultima ra-
tio« auch von manchem Kriegsdienstverweigerer
b efürwortet. Verge ssen wird d ab ei leider viel zu
oft, dass die »humanitär« Intervenierenden sich
dab ei nicht von der Menschenrechtslage leiten
lassen, sondern von nationalen Intere ssen . Und
dass in j edem Krieg Menschenrechte massiv ver-
letzt werden, und die »humanitär« Intervenieren-
den Unschuldige töten . Für solche Interventionen
stehen auch gewaltige Mittel an Material und Geld
zur Verfügung . Warum gibt e s eigentlich in den
Konflikten dieser Welt keinen so massiven Einsatz

von Geld , Energie , Menschen und Phantasie , b e-
vor die Gewalt ausbricht?

Uns ist wichtig, dass klar wird : E s gibt auch
nichtkriegerische , zivile Mittel zur Üb erwindung
der Gewalt. Stichwortartig lassen sich B eispiele
nennen :
− das Abbrechen der Geldströme , die Rü stung
und Terror finanzieren;
− eine Unterbindung de s Drogenhandels (von
dem b eispielsweise die Talib an profitieren) , auch
durch ge sicherte Einkommen für B auern, die
sonst nur vom Drogenhandel leb en;

− ein internationales Abkommen gegen den Waf-
fenhandel und als Schritt dazu das Verb ot von Rüs-
tungsexporten im Grundge setz;
− konsequente s Eingreifen gegenüb er solchen,
die Hass schüren, auch in unserem Land ;
− üb erzeugender und wirksamer Einsatz für Ge-
rechtigkeit; Erziehung zur gewaltfreien Konflikt-
lö sung;
− die politische Lö sung von D auerkonflikten wie
in Israel und Palästina.

E s wird darum gehen, zivile Konfliktlö sung zu
trainieren, endlich einmal Geld und Kraft und
Zeit zu investieren in de-e skalierende und vorb eu-
gende B e arb eitung von Konflikten . Friedensein-
sätze müssen auch finanziert und personell ausge-
stattet werden ! Gewaltfreie Konfliktb ewältigung
ist kein Kinderspiel, Prävention und Mediation
mü ssen gelernt werden. Immer wieder hören wir
als Gegenargument, b ewaffnete Konflikte könn-
ten nun einmal nur mit Waffen gelö st werden.
Wenn ab er derzeit j eden Monat Milliarden von US-
D ollar für die Kriege im Irak und in Afghanistan
inve stiert werden, d arf − und muss − do ch gefragt
werden, was denn mit diesen vielen Milliarden
D ollar monatlich an Friedensinvestition möglich
wäre . D as ist no ch nie ausprobiert worden. Statt-
dessen werden E skalationen hingenommen o der
gar ge schürt, bis schließlich mit »humanitärer In-
tervention« o der gar »preemptive strike« argu-
mentiert wird . D ab ei ist e s wichtig, auch zu sehen,
wo Friedensfähigkeit wächst. Seit den neunziger
Jahren wurden mehr Kriege durch Verhandlun-
gen zwischen den Gegnern als durch den Sieg ei-
ner Seite b eendet. Friedensschlü sse sind nach-
weisb ar stabiler als militärische Siege . Wenn in
die ser Welt j ede s Jahr üb er eine Billion D ollar für
Militär und Krieg au sgegeb en werden, wird es
hö chste Zeit, minde stens einen B ruchteil, wenn
nicht eb enso viel o der b e sser die doppelte Summe
für Prävention, Friedensinitiativen und die Stabili-
sierung von Frieden b ereitzustellen . Gerade erst
hab en die b eiden großen Kirchen der Bunde sre-
gierung eine exp ansive Rü stungsexportpolitik
vorgeworfen . Wir b eklagen die Kriege die ser
Welt, ab er an ihnen wird auch kräftig verdient ! Al-
lein im Jahr 2 0 09 hat die Bunde srepublik Kriegs-
waffen im Wert von 1 , 4 Milliarden Euro expor-
tiert. D arüb er hinau s genehmigte die Bunde sre-

1 4) Margot Käßmann hat am 1 4 . 3 . 2 0 1 1 in einem Vortrag in Wien ge-
nau das gefordert : Fantasie für den Frieden . Auf diesem Vortrag
b eruhen die folgenden Gedanken und Ausführungen, ohne de-
ren Wortlaut im Einzelnen kenntlich zu machen .
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gierung die Au sfuhr von Kriegspro dukten im
Wert von üb er 7 Milliarden Euro . Nahezu in j edem
Konflikt die ser Welt wird Kriegsgerät »Made in
Germany« einge setzt. Wir sind b e sonders b eunru-
higt, d ass Rüstungsgüter auch in Länder geliefert
werden, in denen die Menschenrechte nicht ge-
achtet werden . Gerade die Lieferung von kleinen
und leichten Waffen in die se Länder hat j a die Fort-
dauer gewaltsamer Konflikte zur Folge und wird
auch zur Unterdrückung der B evölkerung einge-
setzt.

IV. Abschließend

5 4 Jahre Arb eit der Zentralstelle für das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung und den Schutz der
B etroffenen gehen zu Ende , nachdem eingetreten
ist, was wir immer für richtig, ab er politisch lange
für unrealistisch gehalten hab en : D as Ende der
Wehrpflicht.

D arüb er freuen wir uns und werden die s am
14 . Mai 2 0 1 1 gebührend feiern .

Gleichwohl sollte man nicht vergessen, dass
dieser Zwangsdienst vielfältige und intensive Spu-
ren hinterlassen hat − b ei den b etroffenen Män-
nern, in der Ge sellschaft und b ei den Akteuren −
die auch po sitiv gewichtet werden können . D azu
drei b ewertende B eob achtungen :

Zivilcourage b e schreibt den Mut, unter
schwierigen Umständen seine Meinung offen zu
äußern, zu vertreten und durchzufechten . Genau
das hab en üb er drei Millionen Kriegsdienstver-
weigerer getan . Die Umstände waren mal schwie-
rig und mal erträglich; und denno ch hab en alle
persönliche Verantwortungsb ereitschaft an die
Stelle bloßer Pflichterfüllung gesetzt. D as kann
für eine Gesellschaft nicht folgenlo s bleib en . Die
Wahrung des Grundrechts auf Gewissenfreiheit
im weiten Sinne stärkt demokratische Gesinnung .

Eine Zivilge sellschaft braucht die Fähigkeit
zum Mitfühlen und Kritik und Konfliktfähigkeit,
die B ereitschaft zu eigenständigem Handeln und
zur Üb ernahme von Verantwortung; die Kriegs-
dienstverweigerer, die gemeinwohlorientierten
Zivildienst leisteten, hab en dazu b eigetragen :
Weil in der B evölkerung verbreitete Vorurteile ge-
genüb er sozialer Arb eit üb erwunden worden
sind ; weil durch den netten Zivi von neb enan
(üb erdeutlich ins B ild ge setzt durch »Mischa au s
der Schwarzwaldklinik«) das typische Männerbild
verändert wurde ; weil die vielfältigen Erfahrun-
gen (angenehme wie unangenehme) nicht nur
den eigenen Erfahrungshorizont erweitern, son-
dern auch auf das Umfeld wirken .

D emokratische Willensbildung ist unerläss-
lich für eine leb endige D emokratie . D ie enge the-
matische Zuspitzung auf die Gewissensfreiheit

der Kriegsdienstverweigerer hat der Zentralstelle
KDV geholfen, die in vielen anderen Fragen sehr
unterschiedlich agierenden Mitgliedsverb ände
zu sammenzuhalten . D arau s wurde eine große
Üb erzeugungskraft, weil hinter den Forderungen
der Zentralstelle KDV immer d as breite Verb ands-
spektrum stand . Jedenfalls mussten die Vertrete-
rInnen der Zentralstelle KDV lernen, auf politi-
sche Entscheidungen Einfluss zu nehmen . Um da-
b ei Druck au szuüb en zu können, mussten sie sich
mit der Presse arrangieren und verbünden und
sich an die dort geltenden Regeln gewöhnen .
Kurz : Sie hab en mo derne Lobby-Arb eit gelernt
und erfolgreich praktiziert.

D er j etzige Vorstand sieht die Arb eit der Zent-
ralstelle KDV als gemeinsame Einrichtung von 2 6
Organisationen in S achen Gewissensfreiheit für
Kriegsdienstverweigerer in der Bunde srepublik
D eutschland als weitgehend erledigt an . Nach wie
vor b estehende Restaufgab en können die Mit-
gliedsorganisationen ohne üb ergeordnete Ko or-
dinations- und Fachstelle selb ständig erledigen .

Wenn j emand 1 9 5 7 b ei der Gründung der
Zentralstelle KDV gesagt hätte , irgendwann wird
im Melderecht eine Regelung vorge sehen, dass
d as Militär die D aten der Männer lö schen muss ,
wenn die se es verlangen, wäre er für einen hoff-
nungslo sen Ide alisten und Illu sionisten gehalten
worden. Nachdem die se »Illu sion« nun Gesetz
und damit einfache tägliche Praxis geworden ist,
kann das nächste Ziel angep ackt werden, das heu-
te no ch für »hoffnungslo s ide alistisch« und für »il-
lu sionär« gehalten wird : D er Vorrang ziviler Kon-
fliktregelung gegenüb er der militärischen .

Die Erfahrung der Zentralstelle KDV mit der
Üb erwindung der Wehrpflicht ermutigt dazu
eb enso wie die friedliche Üb erwindung de s Herr-
schaftssystems der DDR im Jahr 1 9 89 , um nur
zwei B eispiele zu nennen . B eispiele dafür, dass
Menschen ihre Anliegen von grundlegender B e-
deutung selb st in die Hand nehmen und nicht ab-
warten, ob sich etwas von selb st verändert; dass
sie Organisationsformen finden, die Kräfte bün-
deln und Zögernde ermutigen .

Die Üb erwindung des Militärs braucht Men-
schen, die sich nicht mit der »Macht des Fakti-
schen« abfinden, sondern phantasiereich ihre Vi-
sionen konkret werden lassen . Solche Menschen
arb eiten in den Mitgliedsverb änden der Zentral-
stelle KDV und darüb er hinaus . Ihre Kräfte , die in
der Au seinandersetzung um die Wehrpflicht ge-
bunden waren, sind j etzt frei und können in eine
andere Aufgab e eingebracht werden : Für die
Üb erwindung de s Militärs ist es hö chste Zeit. Zivi-
le Konfliktregelung ist keine Illusion, sondern le-
b ensnotwendig für das Zu sammenleb en aller
Menschen in die sem Jahrhundert.
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